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(N) Kurzarbeitergeld wird verlängert 
 
Entwurf eines Beschäftigungssicherungsgesetzes 
 
Maßnahmenpakete gegen die Corona-Krise 
Das Bundeskabinett hat im September den Gesetzentwurf eines Beschäftigungssicherungsgesetzes 
zusammen mit dem „Entwurf einer Ersten Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung“ 
und dem „Entwurf einer Zweiten Verordnung über die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld“ 
veröffentlicht. Das Maßnahmenpaket dient der Fortsetzung der Corona-Unterstützungsmaßnahmen für 
die Wirtschaft über das Jahresende 2020 hinaus. 
 
Erhöhtes Kurzarbeitergeld bis Jahresende 2021 
Nach dem Gesetzentwurf zum Beschäftigungssicherungsgesetz sollen alle Beschäftigten, die bis 
31.3.2021 einen Anspruch auf Kurzarbeitergeld begründen können, das höhere Kurzarbeitergeld bis zum 
Jahresende 2021 erhalten. Das erhöhte Kurzarbeitergeld beträgt 70/77 % der Differenz zwischen dem 
pauschalierten Nettoentgelt, das ohne Arbeitsausfall gezahlt worden wäre, und dem pauschalierten 
Nettoentgelt aus dem tatsächlich erhaltenen Arbeitsentgelt. Ab dem siebten Monat steigen die 
Leistungen auf 80/87 % der Bemessungsgrundlage. Weiterhin gilt bis 31.12.2021 die Sonderregelung, dass 
Entgelte aus einer während der Kurzarbeit aufgenommenen geringfügig entlohnten Beschäftigung nicht 
angerechnet werden. Voraussetzung für die Bezugsdauer bis 31.12.2021 ist, dass der betreffende Betrieb 
mit der Kurzarbeit bis zum 31.12.2020 begonnen hat (vgl. Entwurf einer Zweiten Verordnung über die 
Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld). 
 
Zugangserleichterungen 
Die anlässlich der Corona-Pandemie geschaffenen Erleichterungen für den Bezug des Kurzarbeitergeldes 
(Mindesterfordernisse, negative Arbeitszeitsalden) gelten bis 31.12.2021. Voraussetzung ist dabei, dass 
der Betrieb bis zum 31.3.2021 mit der Kurzarbeit begonnen hat (vgl. Entwurf Erste Verordnung zur 
Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung). 
 
Sozialversicherung 
Die Sonderregelung zur vollständigen Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge während der Kurzarbeit 
wird bis 30.6.2021 verlängert. Ab dem 1.7.2021 werden die Sozialversicherungsbeiträge zur Hälfte 
erstattet. Voraussetzung ist, dass mit der Kurzarbeit bis 30.6.2021 begonnen wurde. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 

(N) Steuerfreie Arbeitgeberleistungen 
 
Neue gesetzliche Vorgaben für Zusatzleistungen rückwirkend ab 2020 
 
Zusatzleistungen 
Zahlreiche Arbeitgeberleistungen, wie z. B. Zuschüsse für die täglichen Fahrten mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln zur Arbeitsstelle (§ 3 Nr. 15 Einkommensteuergesetz-EStG) oder Zuschüsse für 
Aufwendungen zur Unterbringung und Betreuung von nicht schulpflichtigen Kindern (§ 3 Nr. 33 EStG), 
haben als Voraussetzung für die Steuerfreiheit, dass sie „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn“ gezahlt werden. Damit sollen Sachverhalte wie Gehaltsverzicht oder Gehaltsumwandlung 
von der Steuerfreiheit ausgenommen werden. Das Erfordernis der zusätzlichen Zahlungen war zuletzt 
umstritten. Mit einer geplanten Ergänzung im Jahressteuergesetz 2020 (JStG 2020) soll nun gesetzlich 
sichergestellt werden, dass nur echte Zusatzleistungen des Arbeitgebers steuerfrei bleiben. 



 
Gesetzliche Definition 
Das JStG 2020 enthält in § 8 Abs. 4 EStG-E erstmals eine gesetzliche Regelung, unter welchen 
Voraussetzungen Leistungen des Arbeitgebers oder eines Dritten auf Veranlassung des Arbeitgebers 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbracht werden. Nach dem Gesetzentwurf ist dies nur 
der Fall, wenn: 

1. die Leistung nicht auf den Anspruch auf Arbeitslohn angerechnet wird, 
2. der Anspruch auf Arbeitslohn nicht zugunsten der Leistung herabgesetzt wird, 
3. die verwendungs- oder zweckgebundene Leistung nicht anstelle einer bereits vereinbarten 

künftigen Erhöhung des Arbeitslohns gewährt und 
4. bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn nicht erhöht wird. 

 
Rückwirkende Anwendung 
Der neue § 8 Abs. 4 EStG-E soll erstmals auf Leistungen anzuwenden sein, die in einem nach dem 
31.12.2019 endenden Lohnzahlungszeitraum zugewendet werden. Die geplante Neuregelung sollte daher 
auch für zurückliegende Leistungen aus 2020 beachtet werden. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 

(N) Insolvenzaussetzungsgesetz verlängert 
 
Weiterhin keine Insolvenzantragspflichten 
 
Gesetzentwurf 
Mit dem COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG, BGBl 2020 S 569) wurde die 
Insolvenzantragspflicht allgemein bis 30.9.2020 ausgesetzt. Ausnahmen davon bestehen dann, wenn die 
Zahlungsunfähigkeit nicht durch die Corona-Lockdown-Maßnahmen verursacht wurde bzw. keine Aussicht 
auf ein Ende der Zahlungsunfähigkeit besteht.  
 
Verlängerung bis 31.12.2020 
Mit dem vom Bundestag im September 2020 in erster Lesung beratenen Gesetzentwurf zur Änderung des 
COVID-19-Insolvenzaussetzungsgesetzes soll die Aussetzungsfrist bis 31.12.2020 verlängert werden. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 

(S) Sozialversicherungs-Rechengrößen 2021 
 
Rechengrößenverordnung  
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 4.9.2020 den Referentenentwurf zur 
Sozialversicherungs-Rechengrößenverordnung 2021 vorgelegt. In dieser Verordnung werden u. a. die 
Beitragsbemessungsgrenzen und Versicherungspflichtgrenzen in der gesetzlichen Sozialversicherung 
festgelegt. Für 2021 gelten folgende Beitragswerte: 
 
Beitragsbemessungsgrenze  
Die monatliche Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Renten- und Arbeitslosenversicherung 
West steigt von € 6.900,00 monatlich auf € 7.100,00 monatlich bzw. € 85.200,00 jährlich. Die 
Beitragsbemessungsgrenze Ost wird von € 450,00 monatlich auf € 6.700,00 monatlich bzw. € 80.400,00 
jährlich angehoben. Die bundeseinheitlich geltende Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche 
Krankenversicherung beträgt in 2021 € 58.050,00 (2019: € 56.250,00) bzw. € 4.837,50 monatlich. 
 
Versicherungspflichtgrenze, Bezugsgröße   
Die bundeseinheitlich geltende Versicherungspflichtgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung wird 
von € 62.550,00 auf € 64.350,00 angehoben. Arbeitnehmer, die diese Grenze mit ihrem regelmäßigen 
Arbeitsentgelt überschreiten, können sich privat versichern. Nach dem Entwurf steigt die Bezugsgröße 
West im Jahr 2021 auf monatlich € 3.290,00, die Bezugsgröße Ost auf monatlich € 3.115,00. Die 



Bezugsgröße stellt einen wichtigen Ankerwert für eine Reihe daraus abgeleiteter Grenz- oder 
Bezugswerte im Sozialversicherungsrecht bzw. Sozialrecht dar. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 

(N) Corona-Soforthilfen meldepflichtig 
 
Überwachung der Einkommensteuerpflichten 
 
Einkommensteuer  
Viele Unternehmer und Selbstständige haben während des Corona-Lockdowns Soforthilfen erhalten bzw. 
beziehen Überbrückungshilfen oder haben solche beantragt. Diese von Bund und Ländern gezahlten 
Unterstützungsleistungen stellen steuerpflichtige Betriebseinnahmen dar. Um die Besteuerung der 
Finanzhilfen sicherzustellen, hat das Bundeskabinett einen Entwurf für eine Verordnung zur Änderung 
der Mitteilungsverordnung beschlossen.  
 
Mitteilungsverordnung 
Die „Verordnung über Mitteilungen an die Finanzbehörden durch andere Behörden und öffentlich-
rechtliche Rundfunkanstalten (Mitteilungsverordnung – MV)“ verpflichtet Rundfunkanstalten und andere 
Behörden zur Mitteilung diverser Zahlungen (u.a. Honorare, Ausfuhrerstattungen oder Ausgleichs- und 
Abfindungszahlungen) an die Finanzämter. 
 
Neue Mitteilungspflichten  
Mit der geplanten Änderung der Mitteilungsverordnung wird u.a. eine neue Mitteilungspflicht für 
coronabedingte Hilfeleistungen in den Meldekatalog aufgenommen. Nach dem geplanten § 12a MV-E 
sollen künftig alle öffentlichen Stellen, die Corona-Hilfen oder ähnliche Förderungsmaßnahmen bewilligt 
haben, verpflichtet werden, die Zahlungen nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz elektronisch an 
die Finanzverwaltung zu übermitteln (§ 93c Abgabenordnung-AO). Die Meldepflichten umfassen nach 
dem Gesetzentwurf u. a. folgende Leistungen: „Soforthilfen des Bundes für kleine Unternehmen, 
Soloselbstständige und Angehörige der Freien Berufe“ sowie „Überbrückungshilfen des Bundes“ als auch 
„andere Soforthilfen, Überbrückungshilfen oder vergleichbare Billigkeitsleistungen des Bundes oder des 
jeweiligen Landes“. Gemeldet werden u. a. die Art und Höhe der Zahlung, der Tag der Bewilligung, der 
Tag der Zahlung und die Steuer-Identifikationsnummer der Zahlungsempfänger. 
 
Umstellung auf elektronische Datenübermittlung  
Darüber hinaus soll das bislang noch in Papierform bestehende Meldeverfahren spätestens ab 2025 auf 
ein elektronisches Verfahren umgestellt werden. Die Finanzämter sollen dadurch in die Lage versetzt 
werden, Zahlungen aus öffentlichen Kassen effizienter steuerlich zu erfassen. Damit sollen 
Steuerhinterziehung und Subventionsbetrug stärker bekämpft werden. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 

(S) Verkauf des Inventars einer Ferienwohnung steuerfrei 
 
Private Veräußerungsgeschäfte 
Die Veräußerung vermieteter Immobilien löst im Regelfall eine Einkommensteuerpflicht aus, wenn der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt und ein 
entsprechender Veräußerungsgewinn angefallen ist (§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Einkommensteuergesetz – 
EStG). Mit in den Veräußerungsgewinn einzubeziehen sind u. a. Gebäudeteile, die selbstständige 
unbewegliche Wirtschaftsgüter sind. Bei Ferienwohnungen handelt es sich im Regelfall um voll möblierte 
Wohnungen, welche mit Inventar weiter veräußert werden. Strittig ist, ob der Wert der 
Einrichtungsgegenstände im Rahmen einer Kaufpreisaufteilung aus dem Veräußerungserlös 
herausgerechnet werden kann. Das Finanzgericht (FG) Münster hat dies nun bejaht (Urteil v. 3.8.2020 – 5 
K 2493/18 E). 
 



Der Fall 
Ein Steuerpflichtiger hat in 2013 eine Ferienwohnung gekauft und 2016 wieder veräußert. Für die 
Wohnungseinrichtung waren beim Kauf € 29.000,00 angefallen. Darüber hinaus hatte der Verkäufer 
weitere Aufwendungen für die Einrichtung der Ferienwohnung getätigt, die er allerdings sofort als 
Werbungskosten abgezogen hat.  
 
Wirtschaftsgüter des täglichen Gebrauchs 
Stets von der Veräußerungsgewinnbesteuerung ausgenommen sind Gegenstände des täglichen Gebrauchs 
(§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG). Das FG hat die Wohnungseinrichtung als solche Gegenstände 
betrachtet und nur die Veräußerung der Wohnung als steuerpflichtig angesehen, nicht aber die 
Veräußerung des Inventars. Wohnungseinrichtungsgegenstände würden zur Nutzung und nicht zur 
Veräußerung angeschafft und hätten typischerweise – anders als z. B. Oldtimer oder Antiquitäten – kein 
Wertsteigerungspotenzial, so das FG. Dieses Urteil ist selbstverständlich nicht nur auf Ferienwohnungen 
anwendbar. Auch bei Veräußerung einer Mietwohnung können Kaufpreisteile, die z. B. auf eine 
Kücheneinrichtung entfallen, herausgerechnet werden. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 

(N) Homeoffice und Grenzgängerregelung mit Österreich 
 
Sonderregelungen für pandemiebedingtes Arbeiten zu Hause 
 
Aufteilung der Arbeitstage – Grundsatzregelung 
Die Doppelbesteuerung von Arbeitslöhnen durch den Ansässigkeits- und den Tätigkeitsstaat wird mit 
Doppelbesteuerungsabkommen vermieden. Im Verhältnis zwischen Deutschland und Österreich kommt 
hier die Freistellungsmethode mit Progressionsvorbehalt zur Anwendung. Für Grenzgänger gilt dabei die 
sogenannte 45-Tage-Regelung, die u. a. besagt, dass ein Arbeitnehmer höchstens an 45 Arbeitstagen 
nicht zu seinem Wohnsitz im Ansässigkeitsstaat zurückkehren darf. Andernfalls entfällt die 
Grenzgängerregelung. 
 
Homeoffice-Sonderregelungen für Grenzgänger 
Zwischen Deutschland und Österreich gilt für pandemiebedingte Homeoffice-Tage eine Sonderregelung 
(BMF, Erlass v. 15.4.2020), die besagt, dass Arbeitstage, die ausschließlich aufgrund der Corona-
Pandemie zur Nichtrückkehr führen, nicht in die 45-Tage-Frist miteinbezogen werden dürfen. Dies gilt 
nicht, soweit Vereinbarungen mit dem Arbeitgeber für ein Arbeiten im Homeoffice bestehen. 
 
Offenlegungspflichten  
Soweit der Arbeitnehmer von der Corona-Regelung Gebrauch macht, muss dies dem zuständigen 
Wohnsitzfinanzamt angezeigt werden. Die Tage, die nicht in die 45-Tage-Grenze miteinbezogen werden 
sollen, sind einerseits anhand von Aufzeichnungen des Arbeitnehmers und andererseits durch Bestätigung 
des Arbeitgebers im Tätigkeitsstaat zu dokumentieren. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 

(S) Überbrückungshilfen verlängert 
 
Corona-Pandemie 
Seit Juni 2020 gewährt die Bundesregierung Selbstständigen, die durch die Corona-Krise ihre 
Geschäftstätigkeit ganz oder zu wesentlichen Teilen einstellen mussten, finanzielle 
Überbrückungshilfen. Ursprünglich war das Unterstützungsprogramm nur bis August 2020 geplant. Doch 
die anhaltende Corona-Pandemie erforderte eine Verlängerung. Phase 2 des Hilfsprogramms ist zunächst 
bis Dezember 2020 befristet. 
 
Erleichterte Voraussetzungen 



Für die Inanspruchnahme von Hilfen nach der Phase zwei wurden die Voraussetzungen und Bedingungen 
im Vergleich zur Phase eins gelockert. Vor allem wurden die Grenzen für die erlittenen Umsatzeinbußen 
herabgesenkt und sowohl die Fördersätze als auch die Förderhöchstbeträge nach oben angepasst. 
Weggefallen sind auch die KMU-Deckelungsbeträge für Kleinunternehmer. 
Stand: 5.10.2020 
 
 
 
 
 


